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Für Daniela Müller (Name geän-
dert) sind es dramatische Mo-
mente, als am 19.Dezember des
vergangenen Jahres die Polizei
in ihre Wohnung eindringt, ihr
das weinende Baby wegnimmt
und ihr Handschellen anlegt. Als
Grund nennt die Polizei einen
Entscheid einer Kindes- und Er-
wachsenenschutzbehörde (Kesb)
imKantonZürich.«Sie sagten, ich
sei schizophren und solle nicht
diskutieren»,erzähltDanielaMül-
ler. Als sie abgeführt wird, fleht
sie ihren ebenfalls anwesenden
Vatervergeblich an,beimKind zu
bleiben.

Dannüberführt die Polizei die
Mutter in eineKlinik,wo sie in ei-
nengeschlossenenRaumkommt.
«Dort hatte es kein Fenster, alles
war verschlossen – ich fühlte
mich nicht wie in einer Klinik,
sondernwie in einemGefängnis»,
sagt Müller. In diesem Moment
bekommt sieAngst und befürch-
tet, für lange Zeit hierbleiben zu
müssen.«Da es nichts anderes zu
tun gab, habe ich in dieser Zeit
viel geweint und gebetet.»

Zwangseinweisung hiess das
früher. Heute ist von einer für-
sorgerischerUnterbringung (FU)
die Rede. Der offizielle Grund für
die Einweisung ist angeblich eine
«paranoide Schizophrenie», auf-
grund derer Müller sich selbst
oder ihrUmfeld gefährden könn-
te. Pikant am vorliegenden Fall
ist, dass ein Psychiater die der
Einweisung zugrunde liegende
Diagnose erstellt hat, ohne je
mit der Betroffenen gesprochen
zu haben.

In der Klinik kommt der zu-
ständige Facharzt zum Schluss,
dass Müller weder schizophren

noch selbstgefährdet ist.Auch ein
Kontaktverbot zumKind lehnt er
ab. Das zuständige Gericht folgt
seiner Argumentation und hebt
die FU am 8.Januarwieder auf.

Wie sich herausstellt, suchten
zwei Gutachter das Gesprächmit
ihr, das sie verweigerte.WeilMül-
ler nichts sagte und aufgrund der
vorgefundenen Situation stellten
sie einen «Verdacht auf parano-
ide Schizophrenie» fest. Daraus
wurde später die Formulierung:
«Es gibt keine Zweifel, dass eine
solche vorliegt.» Diese ärztliche
Diagnose diente schliesslich als
Grundlage dafür, dass die Kesb
die fürsorgerische Unterbrin-
gung veranlassen konnte.

Für die Kesb war es ein «sehr
schwieriger Entscheid»
Derwahre Grund für die Einwei-
sung von Daniela Müller bleibt
umstritten. Ihr Anwalt Roger
Burges spricht von einem «Ehe-
streit». Die Kesb schreibt in ihrer
Verfügung unter anderem von
regelmässigen Wutausbrüchen
vonMüller in Anwesenheit ihrer
Tochter. Die Rede ist auch von
Beschimpfungen gegenüber ih-
remEhemannund beschädigtem
Mobiliar. Zudem verhindere sie,
dass der Vater der Tochter Zu-
wendung gebe, sie berühre, ihr
ein Spielzeug reiche oder auch
nur im gleichen Raum wie das
Kind spreche.

«Daswar ein sehr schwieriger
Entscheid», teilt die zuständige
Kesb mit. In solchen Fällen gehe
es nicht zuletzt darum, wieweit
man die Gefährdung eines Klein-
kindes riskiere.Wenn ein Eltern-
teil das Gespräch verweigere,
müsse die Kesb eine Interessen-
abwägung vornehmen und zeit-
nah entscheiden.

Die Diagnose auf Schizophrenie
sei «unprofessionell und laien-
haft» erstelltworden, sagtAnwalt
Burges. Er betont, dass Daniela
Müller aufgrund derFehldiagno-
se keine rechtlichen Schritte er-
greift. Denn die Verweigerungs-
haltung seiner Klientin ziehe bei
behördlichenMassnahmen auch
gewisse Risiken nach sich, räumt
er ein.

Das Ziel der fürsorgerischen
Unterbringung ist, Personen, die
suizidgefährdet oderverwahrlost
sind, vor sich selbst zu schützen.
Tatsächlich sind manche Be-
troffene letztlich dankbar für
die damit verbundenen Mass-
nahmen. Es gibt jedoch auch
umstrittene Fälle, wie das be-
schriebene Beispiel zeigt.

Schweizweit gab es im Jahr
2023 gut zwei fürsorgerische
Unterbringungen je 1000 Ein-
wohner. Bemerkenswert sind die
teilweise deutlichen kantonalen
Unterschiede: Im Kanton Nid-
walden ist nur eine Person je
1000 Einwohner betroffen, im
KantonNeuenburg sind es knapp
dreimal so viel. Der Kanton Zü-
richweist seit Jahren vergleichs-
weise hohe Werte aus, während
Neuenburg einen starken An-
stieg verzeichnet.

Die Zahlen illustrieren nicht
zuletzt eine unterschiedliche Pra-
xis in den Kantonen. So gab es
2023 im Kanton Zürich 2,64 Fäl-
le je 1000 Einwohner, in Basel-
Stadt waren es nur 1,65.

EinwesentlicherUnterschied:
In Zürich darf jeder Arzt Perso-
nen einweisen – auch wenn er
über keine Erfahrung in Psychia-
trie oderNotfallmedizin verfügt.
In Basel-Stadt fällen hingegen
nur ausgewählte Ärztinnen und
Ärzte solche Entscheide.

Diese Praxis könnte auch im
KantonZürichdazubeitragen,die
Fallzahlen zu senken, sagt Erich
Seifritz, Direktor Erwachsenen-
psychiatrie der Psychiatrischen
Universitätsklinik Zürich.Alswei-
teremöglicheMassnahmenennt
er unter anderem einen Ausbau
der ambulanten psychiatrischen
Notfallversorgung, die aufgrund
der Tarife aber nicht kostende-
ckend betreibbar sei.

Verbesserungsbedarf
inmanchen Kantonen
Längst nicht jede FU ist umstrit-
ten. Im Gegenteil: Betroffene
sind häufig dankbar dafür, dass
sie aus einer desolaten Situation
gerettet werden. Die Zeiten, als
Frauen wegen «Hysterie» weg-
gesperrt wurden, sind vorbei.

Dennoch gibt es laut Anwalt
Burges, der sich schon seit den
90er-Jahren mit solchen Fällen
beschäftigt, in mehreren Kanto-
nen erheblichen Verbesserungs-
bedarf. Dazu zwei Beispiele.
— Gutachten: Im Kanton Bern
wirdvon derMöglichkeit, jeman-
den zurBegutachtung einzuwei-
sen, häufig Gebrauch gemacht.
Dabei geht es darum, Massnah-
men festzulegen, die der länger-
fristigen Stabilisierungdienen. In
anderen Kantonen, insbesonde-
re Zürich,werde von dieserMög-
lichkeit kaumGebrauch gemacht
und die Betroffenen würden
schon bald wieder auf die Stras-
se gestellt, sagt Burges. Eine FU
endet grundsätzlich nach sechs
Wochen, kann aber verlängert
werden. «Damit ist in vielen Fäl-
len der Rückfall mit einer Neu-
einweisung schon vorprogram-
miert», sagt Burges.Erich Seifritz
bestätigt, dass es in der Psychia-
trischenUniversitätsklinik Zürich

«sehr wenige Zuweisungen zur
stationärenBegutachtung» gebe.
— Nachbetreuung: Die Kantone
Bern und Aargau machen laut
Burges von den kantonalen Ge-
setzesgrundlagen zur Nachbe-
treuung häufig Gebrauch und
verfügen ambulante Massnah-
menwie psychiatrische Behand-
lung, Blutproben, Urintests und
Spiegelkontrollen. «Auch wenn
imkantonalenRecht vorgesehen,
sind die entsprechenden Geset-
zesbestimmungen in den Kanto-
nen Zürich, St.Gallen oderThur-
gau immer noch toter Buchsta-
be», sagt er. Weiter berichtet er

von Klienten, die neben derDro-
gensucht auch noch psychische
Probleme haben und manchmal
kleinere Delikte begehen. Diese
würden in der Regel nach sechs
Wochen wieder aus der FU ent-
lassen. «Ohne Nachbetreuung
und fundierte Begutachtungwer-
den diese häufig rasch wieder
eingewiesen– ich kenne Fällemit
mehrerenDutzend aufeinander-
folgenden FU», sagt Burges. Laut
Seifritzwäre es «notwendig und
Ziel jeder stationären Behand-
lung», gemeinsam mit Betroffe-
nen eine nachhaltige ambulante
Nachbetreuung zu organisieren:
«Das kann das Risiko für FU re-
duzieren.»

Diese Rechte haben
die Betroffenen
Eine FU darf bei akuter Selbst-
gefährdung angeordnetwerden.
Das kann etwa bei einem dro-
henden Suizid, bei Verwahrlo-
sung oder schweren gesundheit-
lichen Problemen der Fall sein.
Bei einer Fremdgefährdung gel-
ten grundsätzlich andere Regeln
gemäss Strafrecht. Eine Selbst-
gefährdung kann aber beispiels-
weise bei Kindern auch für an-
dere Personen ein Risiko sein.

Kommt es zu einer FU, findet
in der Klinik ein Einweisungs-
gespräch statt. Dabei können Be-
troffene versuchen, gemeinsam
mit Ärzten eine akzeptable Lö-
sung zu finden.

Auf das Einweisungsgespräch
folgt eine formelle Verfügung.
Diese kann die betroffene Per-
son in umstrittenen Fällen inner-
halb von zehn Tagen mit einer
Beschwerde anfechten. Inner-
halb von weiteren fünf Tagen
kommt es dann zu einem Ge-
richtsentscheid.

«Ich fühlte mich wie im Gefängnis»: Daniela Müller wurde kurz vor Weihnachten 2024 gegen ihren Willen in eine Klinik eingewiesen. Foto: Rahel Zuber

Mutter in der Psychiatrie – wegen Fehldiagnose
Fürsorgerische Unterbringung Wegen «Schizophrenie» beschloss die Kesb, Daniela Müller zwangsweise in eine Klinik einzuweisen.
Die Betroffene erzählt, wie sie die Folgen der falschen Diagnose erlebt hat.

Im Kanton Zürich gibt es relativ viele Einweisungen
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Deutlich mehr
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